
 

Entscheidungsdiagramm – Geplante grenzüberschreitende Behandlung  
Abb. 2. Der Träger welches Mitgliedstaats übernimmt Vorabgenehmigung (Formular S2) und Kostenerstattung für den Patienten bei einer 
geplanten Gesundheitsversorgung nach den Verordnungen über die soziale Sicherheit (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/20096? 
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* HINWEIS: Abb. 2 zeigt nur den 
Kostenerstattungsprozess zwischen 
nationalem 
Krankenversicherungsträger und 
Patient. Wenn der Versicherte in einem 
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Entscheidungsdiagramm – Geplante grenzüberschreitende Behandlung  
Abb. 3. Welcher Träger übernimmt die Erteilung der Vorabgenehmigung, sofern erforderlich, und die Kostenerstattung 
nach Richtlinie 2011/24/EU7? 
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Legende  
 

= Behandlung während eines vorübergehenden Aufenthalts im zuständigen Mitgliedstaat  
 

= Bei einer grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung für Vorabgenehmigung/Kostenerstattung zuständiger Träger  
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Glossar und Erläuterungen: 
  

Persönlicher Anwendungsbereich  
1 Versicherter Das Entscheidungsdiagramm bezieht sich nur auf (aktive oder im Ruhestand befindliche) Arbeitnehmer oder Selbstständige und 

deren Familienangehörige mit Wohnsitz in einem EU-/EWR-Mitgliedstaat* oder in der Schweiz*, die in einem oder mehreren dieser 
Länder sozialversichert sind. Außerdem auf Staatsangehörige von Drittstaaten und deren Familienangehörige, die sich rechtmäßig in 
einem EU-/EWR-Mitgliedstaat* oder in der Schweiz* aufhalten.  
(! Im Fall von Drittstaatsangehörigen, die in Dänemark, Island, Liechtenstein, Norwegen oder in der Schweiz leben, ist nur Abb. 3 
maßgeblich) 

2 Europäische Union (EU) Die folgenden 28 Länder gehören der Europäischen Union (EU) an:  
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische 
Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich und Zypern*.  

3 Europäischer Wirtschaftsraum (EWR) Der Europäische Wirtschaftsraum (EWR) umfasst die 28 Mitgliedstaaten der EU sowie Island, Liechtenstein und Norwegen.  

4 Schweiz  Da die Schweiz vom Anwendungsbereich der Richtlinie 2011/24/EU* ausgenommen ist, können nach EU-Recht Staatsangehörige 
der Schweiz/Drittstaatsangehörige (Staatsangehörige von Ländern, die nicht der EU/dem EWR angehören), die in der Schweiz 
leben, nur eine grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung nach Maßgabe der Verordnungen über die soziale Sicherheit (EG) 
Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 in Anspruch nehmen. Gleiches gilt für Staatsangehörige von EU-/EWR-
Ländern/Drittstaatsangehörige, die in der Schweiz eine grenzüberschreitende Behandlung in Anspruch nehmen wollen.  
(! Im Fall der Schweiz ist nur Abb. 2 maßgeblich)  

5 Drittstaatsangehörige  Drittstaatsangehörige (Staatsangehörige von Ländern, die nicht der EU/dem EWR angehören), die in Dänemark, Island, 
Liechtenstein, Norwegen oder der Schweiz leben, sind vom Anwendungsbereich der Verordnungen über die soziale Sicherheit (EG) 
Nr. 883/2004 und Nr. 987/20097 ausgenommen. 
(! Im Fall von Drittstaatsangehörigen, die in Dänemark, Island, Liechtenstein, Norwegen oder der Schweiz leben, ist nur Abb. 3 
maßgeblich) 

EU-Recht  
6 Verordnungen über die soziale Sicherheit (EG) 
Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 

- Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit  

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der 
Modalitäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit  

7 Richtlinie 2011/24/EU  Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung 

8 Anhang 3 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009, 
konsolidierte Fassung vom 11. April 2017 
 

Folgende Mitgliedstaaten beteiligen sich an der Kostenerstattung für Leistungen bei Krankheit der Mitgliedstaaten untereinander auf 
der Grundlage von Pauschalbeträgen*:  
Irland, Spanien, Zypern, Niederlande*, Portugal, Finnland*, Schweden und Vereinigtes Königreich  
(! Die Einträge „Niederlande“ und „Finnland“ werden zum 1. Januar 2018 gestrichen: Verordnung (EU) 2017/492 der Kommission vom 
21. März 2017) 
*Die Anhänge der Verordnungen über die soziale Sicherheit werden regelmäßig überarbeitet, daher sollte als Informationsgrundlage stets die letzte 
konsolidierte Fassung verwendet werden. 

9 Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 883/2004, 
konsolidierte Fassung vom 11. April 2017 

In folgenden Mitgliedstaaten gilt für Familienangehörige von Grenzgängern eine Beschränkung des Leistungsanspruchs:  
Dänemark, Irland, Kroatien, Finnland, Schweden und Vereinigtes Königreich  
*Die Anhänge der Verordnungen über die soziale Sicherheit werden regelmäßig überarbeitet, daher sollte als Informationsgrundlage stets die letzte 
konsolidierte Fassung verwendet werden. 

10 Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 883/2004, 
konsolidierte Fassung vom 11. April 2017 

Folgende Mitgliedstaaten gewähren Rentnern, die in den zuständigen Mitgliedstaat zurückkehren, um dort Gesundheitsleistungen in 
Anspruch zu nehmen, mehr Rechte: 
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Belgien, Bulgarien, Tschechische Republik, Deutschland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Zypern, Luxemburg, Ungarn, 
Niederlande, Österreich, Polen, Slowenien und Schweden  
*Die Anhänge der Verordnungen über die soziale Sicherheit werden regelmäßig überarbeitet, daher sollte als Informationsgrundlage stets die letzte 
konsolidierte Fassung verwendet werden. 

11 Anhang V der Verordnung (EG) Nr. 883/2004, 
konsolidierte Fassung vom 11. April 2017 

Folgende Mitgliedstaaten gewähren ehemaligen Grenzgängern, die zur Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen in den 
Mitgliedstaat zurückkehren, in dem sie zuvor gearbeitet haben, mehr Rechte:  
Belgien, Deutschland, Spanien, Frankreich, Luxemburg, Österreich, Portugal 
(Dies gilt nur, wenn der zuständige Mitgliedstaat, welcher die Kosten für die Leistungen bei Krankheit trägt, die dem Grenzgänger in 
Rente in seinem Wohnmitgliedstaat gewährt werden, auch in dieser Liste aufgeführt ist)  
*Die Anhänge der Verordnungen über die soziale Sicherheit werden regelmäßig überarbeitet, daher sollte als Informationsgrundlage stets die letzte 
konsolidierte Fassung verwendet werden. 

Glossar  

12 Vorabgenehmigung Genehmigung, die Patienten vor der Reise ins Ausland bei dem für sie zuständigen staatlichen 
Gesundheitsdienst/Krankenversicherungsträger einholen müssen, damit die Kostenerstattung für ihre grenzüberschreitende 
Behandlung gewährleistet ist. 

13 Kostenerstattung Rückzahlung des staatlichen Gesundheitsdienstes/des staatlichen Krankenversicherungssystems, die ein Patient für durch das 
System der sozialen Sicherheit abgedeckte Gesundheitsdienstleistungen erhält. 

14 S2-Formular Nachweis über die Erteilung der Vorabgenehmigung des für den Patienten zuständigen staatlichen Gesundheitsdienstes/der 
zuständigen gesetzlichen Krankenversicherung für eine geplante grenzüberschreitende Behandlung gemäß den Verordnungen über 
die soziale Sicherheit (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/20097 (früher Formular E112). 

15 Grenzgänger  Eine Person, die in einem Mitgliedstaat eine Beschäftigung oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt und in einem anderen 
Mitgliedstaat wohnt, in den sie in der Regel täglich, mindestens jedoch einmal wöchentlich zurückkehrt (Artikel 1 Buchstabe f der 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004). 

16 Zuständiger Mitgliedstaat Der Mitgliedstaat, in dem der betreffende Patient zum Zeitpunkt der grenzüberschreitenden Behandlung sozialversichert ist oder für 
Rechnung dessen Systems der sozialen Sicherheit der betreffende Patient zum Zeitpunkt der grenzüberschreitenden Behandlung 
versichert ist. 

17 Mitgliedstaat, der Ausgabenerstattung auf der 
Grundlage von Pauschalbeträgen verlangt 

In den Verordnungen über die soziale Sicherheit* sind auch die finanziellen Folgen geregelt, die sich für den Mitgliedstaat ergeben, 
welcher Leistungen für eine Person erbringt, die Anspruch auf Leistungen bei Krankheit für Rechnung eines anderen Mitgliedstaats 
(z. B. des Mitgliedstaats der früheren Erwerbstätigkeit) hat. Die Kosten, die dem Aufenthalts- oder Wohnmitgliedstaat entstanden 
sind, müssen vom Träger des Staates, in dem die betreffende Person versichert ist, erstattet werden. Die Erstattungen werden auf 
Grundlage der tatsächlichen Aufwendungen (tatsächlichen Kosten) oder auf der Grundlage von Pauschalbeträgen festgelegt.  

 


